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Bonn, den 21. November 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung 
von Weihnachtszuwendungen 

mit .Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 262. Sitzung am 15. November 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdradcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfacii 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Weihnachtszuwendungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Die Bundesbeamten, die Richter im Bundes- 
dienst sowie die Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit in der Bundeswehr erhalten in jedem Jahre 
eine Weihnachtszuwendung. Dies gilt nicht für 
Ehrenbeamte und ehrenamtliche Richter. 

(2) Die Weihnachtszuwendung erhalten auch die 
Empfänger von laufenden Versorgungsbezügen, de- 
ren Bezüge der Bund oder eine bundesunmittelbare 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts oder eine Einrichtung nach § 61 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen zu 
tragen hat. 

§ 2 

(1) Die Weihnachtszuwendung beträgt 

1. für Verheiratete 

einhundert Deutsche Mark, 

2. für Ledige, Verwitwete und Geschiedene 

achtzig Deutsche Mark, 

3. für Waisen, denen Vollwaisengeld zusteht, 

vierzig Deutsche Mark. 

(2) Neben der Weihnachtszuwendung nach Ab- 
satz 1 Nrn. 1 und 2 wird für jedes kinderzuschlags- 
berechtigende Kind eine Weihnachtszuwendung von 
zwanzig Deutsche Mark gewährt. 

(3) § 2 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 


§ 3 • 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 

1. den Personenkreis des § 1 näher abzugrenzen 
und die Anspruchsvoraussetzungen im einzel- 
nen, insbesondere für im Laufe eines Jahres 
Eingestellte oder Ausgeschiedene, sowie für 
die Fälle des vollen oder teilweisen Wegfalls 
der Bezüge im laufenden Kalenderjahr zu be- 
stimmen, 

2. nähere Abgrenzungsvorschriften zu § 2 zu er- 
lassen, insbesondere Regelungen für Fälle des 
Zusammentreffens mehrerer Ansprüche auf 
Weihnachtszuwendungen in einer Person oder 
innerhalb des Personenkreises nach § 2 sowie 
des Rühens von Versorgungsbezügen zu tref- 
fen. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt auch für die Empfänger von 
Amtsbezügen und für die Empfänger laufender Ver- 
sorgungsbezüge aus diesem Personenkreis. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
1963 in Kraft. 
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Drucksache IV/ 1649 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Begründung 


Die Angestellten und Arbeiter des Bundes, der 
Länder und Gemeinden erhalten seit langem Weih- 
nachtszuwendungen, und zwar seit 1960 bei allen 
Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes übereinstim- 
mend in Höhe von 80 DM für Ledige, 100 DM für 
Verheiratete und 20 DM für jedes Kind. Diesen Re- 
gelungen haben sich nach und nach sämtliche Länder 
für die Landes- und Kommunalbeamten sowie die 
Versorgungsempfänger angeschlosson. 

Der Bund hat sich bisher nicht dazu entschließen 
können, den Bundesbeamten und Versorgungs- 
empfängern des Bundes ebenfalls Weihnachszu- 
wendungen zu gewähren. Für diese Haltung waren 
verfassungsrechtliche und beamtenpolitisciie Er- 
wägungen maßgebend; auch war für den Bund die 
Frage zu klären, ob sich auf eine solche Regelung 
andere vom Staat versorgte große Personengruppen 
mit der Folge nicht übersehbarer Auswirkungen, 
besonders in finanzieller Hinsicht, berufen könnten. 
Im Rahmen ihrer Bemühungen um eine Harmonisie- 
rung innerhalb des öffentlichen Dienstes von Bund 
und Ländern schlägt die Bundesregierung nun unter 
Zurückstellung ihrer früheren grundsätzlichen Be- 
denken vor, die Gewährung von Weihnachtszuwen- 
dungen an die Bundesbeamten, die Richter im Bun- 
desdienst, die Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
in der Bundeswehr sowie an die Versorgungs- 
empfänger vorzusehen. Die Bundesregierung geht 
hierbei davon aus, daß die Einbeziehung der vom 
Bund betreuten Versorgungsempfänger im Hinblick 
auf die neuere Entwicklung nicht zu begründeten 
Berufungen anderer Personenkreise, für die erheb- 
liche Verbesserungen ihrer wirtschaftlichen Lage 
anderweit getroffen worden oder vorgesehen sind, 
führen kann. 

Der Gesetzentwurf umschreibt in § 1 den zu erfas- 
fenden Personenkreis und legt in § 2 die Höhe der 


Weihnachtszuwendungen fest. Zahlreiche erforder- 
liche Einzelregelungen, die der näheren Ausgestal- 
tung und Koordinierung mit gleichartigen Regelun- 
gen in den anderen Bereichen des öffentlichen Dien- 
stes unter Wahrung des Charakters als einmaliger, 
sozial bestimmter und den Familienstand berück- 
sichtigender Zahlung dienen, können nicht in das 
Gesetz selbst aufgenommen werden; sie werden 
auch in Zukunft wiederholter Anpassung und Ab- 
stimmung mit den Vorschriften anderer Dienst- 
herren bedürfen. Daher ist in § 3 die Ermächtigung 
zum Erlaß entsprechender Regelungen durch Rechts- 
verordnungen vorgesehen. § 4 erstreckt das Gesetz 
auf die Empfänger von Amtsbezügen, die zwar 
keinen Beamten- oder Richterstatus haben, aber als 
Amtsträger nicht anders als jene behandelt werden 
können. § 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. § 6 
soll ermöglichen, daß die Weihnachtszuwendungen 
bereits in diesem Jahre gezahlt werden können. 

* 


Die durch den Gesetzentwurf entstehenden jähr- 
lichen Aufwendungen werden wie folgt veran- 
schlagt: 



Bund 

1 

1 Bahn 

Post 

Bund, 
Bahn, 
Post 
' zu- 

sammen 



in Millionen DM 

a) Beamte, Richter j 
und Soldaten . . . 

32,2 

t 

1 

29,5 ' 

27,7 

89,4 

b) Versorgungs- 
empfänger 

38 

25 

14 

77 

1 

insgesamt ... 

70,2 

54,5 

41,7 

■ 166,4 



